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und im Alter. Die soziale Sicherstellung der Genossenschafts­
bauern schließt auch die Ersatzansprüche gegenüber der LPG 
bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit sowie aus allgemeinen 
Pflichtverletzungen der LPG im Zusammenhang mit dem ge­
nossenschaftlichen Arbeitsverhältnis ein.

Bei der ständig enger werdenden Kooperation zwischen 
den landwirtschaftlichen Betrieben ist eine weitgehende Über­
einstimmung der sozialen Sicherstellung der Genossenschafts­
bauern zumindest innerhalb einer Kooperation anzustreben. 
Im Rahmen dieses Beitrags soll nur auf einige Regelungen 
für LPG-Mitglieder eingegangen werden.

Sicherstellung bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit

Bei Arbeitsunfähigkeit wegen Arbeitsunfalls oder Berufs­
krankheit erhält das LPG-Mitglied Leistungen gemäß der 
VO über die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versiche­
rung der DDR (VersicherungsVO) vom 9. Dezember 1977 
(GBl. I 1978 Nr. 1 S. 1). Voraussetzung für den Anspruch ist 
die Anerkennung eines Unfalls als Arbeitsunfall durch die 
Kreisdirektion bzw. Kreisstelle der Staatlichen Versicherung, 
Abt. Sozialversicherung. Diese Dienststellen entscheiden auch 
über die Anerkennung von Berufskrankheiten auf der Grund­
lage der Stellungnahme der Arbeitshygieneinspektion des 
Rates des Bezirks (§ 5 Abs. 1 VersicherungsVO).

Gemäß § 90 Abs. 1 VersicherungsVO ist ein Arbeitsunfall 
die Verletzung eines Versicherten „im Zusammenhang mit der 
Ausübung seiner versicherungspflichtigen Tätigkeit“. Als Ar­
beitsunfall gilt nach § 90 Abs. 3 VersicherungsVO auch ein 
Unfall, den ein LPG-Mitglied während der Versorgung der 
persönlichen Hauswirtschaft erleidet. Das gleiche trifft zu für 
einen Unfall, der sich im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit 
auf dem Wege zu und von der persönlichen Hauswirtschaft 
ereignet. Damit ist gesichert, daß während der Zeit der Ar­
beitsunfähigkeit aus einem solchen Unfall kein Vergütungs­
ausfall eintritt.

Ein Schadenersatzanspruch gegenüber der LPG besteht je­
doch grundsätzlich nicht, weil der Zusammenhang des Un­
falls mit dem genossenschaftlichen Arbeitsprozeß nicht gege­
ben ist (§ 36 Abs. 1 LPG-G; Ziff. 59 Abs. 2 Satz 1 LPG-MSt).* 26 2 3 
Als Arbeitsprozeß im Sinne dieser Regelung ist nur die Arbeit 
in der LPG oder innerhalb der Kooperation bzw. im Zusam­
menhang mit der Delegierung eines Mitgliedes zu verstehen. 
Die persönliche Hauswirtschaft wird jedoch außerhalb dieses 
Arbeitsprozesses bzw. daneben betrieben.

Ein Unfall auf dem Weg zu oder von der versicherungs­
pflichtigen Tätigkeit (Wegeunfall) ist dem Arbeitsunfall 
gleichgestellt (§ 90 Abs. 2 VersicherungsVO). Dasselbe trifft zu 
für den Unfall bei organisierten gesellschaftlichen, kulturellen 
oder sportlichen Tätigkeiten (§ 90 Abs. 4 VersicherungsVO). 
Hierunter fällt z. B. auch die Übernahme der Rübenpflege, 
sofern diese mit der LPG vereinbart oder von ihr organisiert 
worden ist.3 Wird Alkoholmißbrauch als Ursache des Unfalls 
eines Versicherten festgestellt, gilt er in keinem Fall als Ar­
beitsunfall (§ 90 Abs. 6 VersicherungsVO).

Für die Anerkennung einer Krankheit als Berufskrankheit 
gelten die Voraussetzungen nach der VO über die Verhütung, 
Meldung und Begutachtung von Berufskrankheiten vom
26. Februar 1981 (GBl. I Nr. 12 S. 137), von deren Geltungsbe­
reich auch Mitglieder sozialistischer Produktionsgenossen­
schaften erfaßt sind. Der Vorsitzende der LPG hat bei Ver­
dacht auf eine Berufskrankheit eines Genossenschaftsmitglie­
des in Abstimmung mit dem zuständigen Betriebsarzt unver­
züglich eine betriebliche Meldung an die Arbeitshygienein­
spektion zu erstatten (§4 Abs. 2 VO vom 26. Februar 1981). 
Die Entscheidung über die Anerkennung einer Berufskrank­
heit obliegt der zuständigen Dienststelle der Staatlichen Ver­
sicherung auf der Grundlage einer Stellungnahme der Arbeits­
hygieneinspektion des Rates des Bezirks (§ 6 VO vom
26. Februar 1981; § 5 Abs. 1 VersicherungsVO).

Für Genossenschaftsbauern ist zu beachten, daß die Ver­
sorgung der persönlichen Hauswirtschaft oder der individuel­
len Wirtschaft als „berufliche Tätigkeit bzw. Arbeitsaufgabe“ 
gemäß § 91 VersicherungsVO anzusehen ist. Es kann also u. U. 
auch eine durch die Tätigkeit in diesem Bereich hervorgeru­
fene Erkrankung als Berufskrankheit anerkannt werden (§ 91 
i. V. m. § 90 Abs. 3 VersicherungsVO).

Die Leistungen werden dem Versicherten für alle genann­
ten Fälle auf der Grundlage des § 46 VersicherungsVO ge­
währt. Zur Regelung der Schadenersatzansprüche gegenüber 
der LPG aus Arbeitsunfall und Berufskrankheit ist bereits 
früher Stellung genommen worden.4

Bei ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit wegen Krank­
heit, Arbeitsunfalls oder Berufskrankheit wird Krankengeld 
gemäß §§ 43 ff. VersicherungsVO als Leistung- aus der Sozial­

versicherung gewährt. Die LPG hat aber auf der Grundlage 
von Ziff. 47 Abs. 2 LPG-MBO in ihren betrieblichen Dokumen­
ten weitergehende Festlegungen zur persönlichen Unterstüt­
zung der Genossenschaftsbauern bei längerer Krankheit zu 
treffen. Das kann im Bedarfsfall bis zur Unterstützung bei der 
Führung der persönlichen Hauswirtschaft und zu anderen 
Formen der aktiven Hilfeleistung gehen.

Ermöglichung von Schonarbeit

Die LPG hat bei ärztlich festgestellter vorübergehender Min­
derung der Arbeitsfähigkeit oder bei notwendigen vorbeu­
genden Maßnahmen zum Gesundheitsschutz Schonarbeit zu 
ermöglichen, wenn aus den genannten Gründen die verein­
barte Arbeitsaufgabe unter den bisherigen Bedingungen zeit­
weilig nicht ausgeführt werden kann. Die Formen, in denen 
Schonarbeit zu gewähren ist, enthält Ziff. 48 LPG-MBO. Sie 
stimmen mit denen nach der arbeitsrechtlichen Regelung (§ 216 
AGB) überein. Die Dauer der Schonarbeit beträgt in analoger 
Anwendung des § 216 Abs. 2 AGB bis zu 12 Wochen und kann 
mit Zustimmung der Ärzteberatungskommission bis zu weite­
ren 12 Wochen verlängert werden. Ebenso sind m. E. die Hin­
weise zur Übertragung von Schonarbeit vom 17. Novem­
ber 19805, die der Handhabung des § 216 AGB dienen, in LPGs 
zu beachten. Danach darf Schonarbeit durch den behandelnden 
Arzt nur verordnet werden, „wenn vorauszusehen ist, daß 
innerhalb von 12, in Ausnahmefällen innerhalb von 24 Wochen 
die volle Arbeitsfähigkeit des Werktätigen wiederhergestellt 
wird. Die mehrfache Verordnung von Schonarbeit aus dem 
gleichen Grund ist nur in Ausnahmefällen zulässig“.

Die LPG hat zur Gewährleistung von Schonarbeit die Mög­
lichkeiten im eigenen Betrieb u n d in der Kooperation auszu­
schöpfen. Falls ein den konkreten Bedingungen entsprechen­
der Schonarbeitsplatz nicht zur Verfügung steht, kann für das 
betreffende Genossenschaftsmitglied auch eine zeitweilige De­
legierung außerhalb der Kooperation in Betracht kommen 
(§11 Abs. 1 LPG-G; Ziff. 25 Abs. 4 LPG-MSt; Ziff. 7 Abs. 3 
LPG-MBO). Diese Delegierung müßte dann mit dem Ablauf 
der Schonarbeit enden.

Die Kommission Gesundheits-, Arbeite- und Brandschutz 
der LPG sollte dem Vorstand Vorschläge für die Einrichtung 
von Schonarbeitsplätzen unterbreiten. Hierfür ist m. E. die 
Zusammenarbeit mit den entsprechenden Kommissionen der 
anderen LPGs bzw. Betriebe innerhalb der Kooperation not­
wendig, um alle Reserven in dieser Hinsicht aufzudecken. Bei 
der Festlegung von Schonarbeitsplätzen durch die LPG ist der 
behandelnde Arzt mit einzubeziehen.

Zu beachten ist die Vergütungsregelung: Das Genossen­
schaftsmitglied hat während der Schonarbeit einen Vergü­
tungsanspruch nur in der Höhe, die die Vollversammlung für 
solche Tätigkeiten in der Vergütungsordnung oder in einem 
gesonderten Beschluß festgelegt hat. Das kann durchaus be­
deuten, daß das LPG-Mitglied in dieser Zeit eine geringere 
Vergütung, z. B. entsprechend der verkürzten Arbeitszeit als 
Form der Schonarbeit, erhält. Ergibt sich allerdings die Schon­
arbeit aus einem vorausgegangenen Arbeitsunfall, ist die vor 
diesem Unfall erreichte Höhe der Vergütung während der 
Schonarbeit zu zahlen.6 Pflichtverletzungen der LPG im Zu­
sammenhang mit ärztlich verordneter Schonarbeit können 
Schadenersatzansprüche des Genossenschaftsmitgliedes gemäß 
§ 37 LPG-G auslösen.

Fürsorge im Alter und bei Invalidität

Ausdruck der sozialen Sicherstellung ist auch die Fürsorge 
und Unterstützung für LPG-Mitglieder, die infolge Alters 
oder wegen Invalidität nicht mehr arbeitsfähig sind. Ihnen ge­
genüber haben die LPGs gemäß § 33 Abs. 1 LPG-G, Ziff. 58 
LPG-MSt und Ziff. 51 LPG-MBO besondere Pflichten.
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